
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Michael Espendiller, Uwe Schulz, 
Joana Cotar und der Fraktion der AfD
– Drucksache 19/28340 –

Einbrüche bei Feuerwehren und Technischem Hilfswerk und Bezüge zur
Clan-Kriminalität

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Der Katastrophenschutz ist Teil der allgemeinen Gefahrenabwehr. Seine Um-
setzung liegt daher in der Verantwortung der Bundesländer. Dem Bund kommt 
nach Zivilschutz- und Katastrophenhilfegesetz (ZSKG) jedoch eine unterstüt-
zende Aufgabe zu. Diese betrifft die Ausstattung für besondere Gefahrenla-
gen, die nur im Falle eines Krieges auftreten sowie für große Unglücke und 
Katastrophen.

Zu diesem Zweck sollen laut aktuellem Ausstattungskonzept des ergänzenden 
Katastrophenschutzes, das seit Februar 2019 in Kraft ist, 5 421 Einsatzfahr-
zeuge sowie Ausstattung vom Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Kata-
strophenhilfe (BBK) an die Feuerwehren und Hilfsorganisationen in den Bun-
desländern übergeben werden (https://www.bbk.bund.de/DE/AufgabenundAu
sstattung/Zivilschutz/ZivilschutzfahrzeugeundAusstattung/Zivilschutzfahrzeu
geundausstattung_node.html). Dabei handelt es sich um sogenannte Medizini-
sche Task Forces (MTF) zur Bewältigung eines Massenanfalls Verletzter 
(MANV), Analytische Task Forces (ATF) für den Einsatz in CBRN-Lagen 
(CBRN = chemisch, biologisch, radiologisch und nuklear) sowie um eine so-
genannte Unterstützungskomponente für den allgemeinen Brand- und Kata-
strophenschutz (ebd.). Diese Einheiten beinhalten neben Transport- auch Ge-
rätewagen mit speziellen Ausstattungsgegenständen.

Auch die Bundesanstalt Technisches Hilfswerk (THW) ist in die Strukturen 
der Gefahrenabwehr und des Katastrophenschutzes eingebunden. Das THW 
setzt seine ebenfalls sehr umfangreiche Spezialausrüstung in zahlreichen nati-
onalen Einsätzen ein, wie z. B. bei den Oder- und Elbe-Hochwassern, dem Or-
kan Kyrill oder zuletzt bei der logistischen Unterstützung in der Corona-Krise, 
sowie auch in internationalen Einsätzen in mittlerweile mehr als 130 Ländern, 
insbesondere durch seine Schnell-Einsatz-Einheiten (https://www.thw.de/DE/
Aktion/Einsaetze/einsaetze_node.html). Es ist dazu in 668 Ortsverbänden 
organisiert.

Medienberichten zufolge gab es in den vergangenen Jahren allein bei der Ber-
liner Feuerwehr fast 40 Einbrüche und Einbruchsversuche (https://www.spieg
el.de/panorama/justiz/feuerwehr-in-berlin-fast-40-einbrueche-und-einbruchsve
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rsuche-in-den-vergangenen-zehn-jahren-a-bff61048-70f9-4a8b-9b2f-378de3b
10f95), um Spezialgerät zu entwenden, das z. B. in Verbindung mit dem Juwe-
lendiebstahl im Dresdener Grünen Gewölbe oder Überfällen auf Geldtranspor-
ter gebraucht wird. Bei zwei von sechs erfolgreichen Ermittlungen habe es ei-
nen Bezug zur Clan-Kriminalität gegeben (ebd.).

V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Der Bund hat nach Artikel 73 Absatz 1 Nr. 1 Grundgesetz nur eine thematisch 
eng begrenzte Zuständigkeit für den Schutz der Bevölkerung im Spannungs- 
und Verteidigungsfall (Zivilschutz). Der Katastrophenschutz liegt in der Zu-
ständigkeit der Länder. Für den Brandschutz und das Rettungswesen sind die 
Kommunen zuständig.
Im Rahmen der Erfüllung seiner grundgesetzlichen Aufgabe ergänzt der Bund 
den Katastrophenschutz der Länder in den Aufgabenbereichen Brandschutz, 
ABC-Schutz, Sanitätswesen und Betreuung (§ 13 Absatz 1 ZSKG). Nach der 
gesetzlichen Bestimmung des § 13 Absatz 3 ZSKG werden die vom Bund be-
reitgestellten Fahrzeuge zur Ergänzung des Katastrophenschutzes der Länder in 
erster Linie für Zwecke des Zivilschutzes zur Verfügung gestellt, die diese auch 
im Katastrophenfall nutzen dürfen (Doppelnutzen).

 1. Sind die nach aktuellem Ausstattungskonzept des ergänzenden Katastro-
phenschutzes 5 421 Einsatzfahrzeuge sowie Ausstattung (vgl. Vorbemer-
kung der Fragesteller) bereits vollzählig vom Bundesamt für Bevölke-
rungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK) an die Feuerwehren und Hilfs-
organisationen in den Bundesländern übergeben worden?

Wenn nein, bis wann soll dies erfolgen?

Nein, im Bestand der Länder befinden sich derzeit 4 037 Fahrzeuge.
Die Bereitstellung der Fahrzeuge wird unter Berücksichtigung der Verfügbar-
keit entsprechender Haushaltsmittel und der erfolgreichen Durchführung der 
Beschaffungsverfahren sukzessive bis Ende 2027 erfolgen.

 2. An wie vielen Standorten in Deutschland sind Gerätschaften für den er-
gänzenden Brand- und Katastrophenschutz in Deutschland gelagert, die 
ganz oder anteilig aus Bundesmitteln finanziert wurden, z. B. in Form 
von Medizinischen Task Forces (MTF), Analytischen Task Forces (ATF) 
sowie THW-Einheiten etc. (bitte Anzahl je Bundesland für Feuerwehren, 
THW etc. getrennt angeben)?

Auf die Vorbemerkung der Bundesregierung wird verwiesen. Kenntnisse über 
die genaue Anzahl der Standorte der ergänzenden Ausstattung liegen dem Bund 
nicht vor. Die Verteilung der Ausstattung auf die für den Katastrophenschutz 
zuständigen Behörden obliegt allein den Ländern. Die für den Katastrophen-
schutz zuständigen Behörden geben die Ausstattung an die kommunalen Träger 
der Einheiten und Einrichtungen weiter. Die Länder sind zur Meldung der kon-
kreten Dislozierung der ihnen vom Bund bereitgestellten Ausstattung nicht ver-
pflichtet.
Die Ausstattung des THW befindet sich an 746 Standorten in Deutschland (bei 
668 Ortsverbänden, 66 Regionalstellen, acht Landesverbandsdienststellen, drei 
Ausbildungszentren sowie bei der THW-Leitung).
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 3. Wie viele dieser zu Frage 2 genannten Standorte sind nach Kenntnis der 
Bundesregierung rund um die Uhr mit Einsatzkräften besetzt?

Auf die Antwort zu Frage 2 wird verwiesen.
Bei den Fahrzeugen, die bei den Berufsfeuerwehren und an den acht Standorten 
der Analytischen Task Force eingesetzt sind, ist von einer 24/7-Bereitschaft 
auszugehen.
Die Standorte des THW sind während der Dienstzeiten mit Einsatzkräften be-
setzt.

 4. Existiert nach Kenntnis der Bundesregierung für die nicht rund um die 
Uhr besetzten Standorte ein systematisches und einheitliches Sicherheits-
konzept, um Einbrüche in Lagerhallen zu verhindern?

a) Wenn ja, durch wen wurde dieses nach Kenntnis der Bundesregie-
rung wann erstellt, wird das Konzept nach Kenntnis der Bundes-
regierung regelmäßig evaluiert und angepasst, und in welchen Zy-
klen erfolgt ggf. die Evaluation und Anpassung des Konzeptes?

b) Beinhaltet die Sicherung der Standorte nach Kenntnis der Bundes-
regierung sowohl baulich-konstruktive Maßnahmen als auch den 
Einsatz von Überwachungstechniken?

c) Welche Verwaltungsebene ist für die Sicherung von Lagerhallen ver-
antwortlich, in denen Ausstattung des ergänzenden Katastrophen-
schutzes bereitgehalten wird?

d) Gibt es nach Kenntnis der Bundesregierung ein entsprechendes Si-
cherheitskonzept auch für Standorte, die rund um die Uhr mit Ein-
satzkräften besetzt sind, wenn nein, warum nicht, und soll nach 
Kenntnis der Bundesregierung ein solches Sicherheitskonzept noch 
erstellt werden?

Die Fragen 4 bis 4d werden gemeinsam beantwortet.
Bundeseigene Einsatzfahrzeuge sind nach den Vorgaben des Bundes in fest um-
schlossenen Räumen unterzubringen und vor dem möglichen Zugriff Unbefug-
ter zu schützen. Die Länder setzen diese Vorgaben im Rahmen ihrer Verantwor-
tung für die ordnungsgemäße Unterbringung der ergänzenden Ausstattung um. 
Darüber hinaus wird auf die Antwort zu Frage 2 verwiesen.
Die Sicherungskonzepte der THW-Standorte sind an die jeweiligen örtlichen 
Gefahrenpotenziale angepasst, um die dort gelagerte Ausstattung und Einsatz-
mittel zu schützen.

 5. Werden für die Sicherung von Standorten mit Ausstattung des ergänzen-
den Katastrophenschutzes nach Kenntnis der Bundesregierung auch ex-
terne Sicherheitsdienstleister beauftragt, wie es z. B. auch bei Museen 
der Fall ist (vgl. Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage 
der Fraktion der AfD auf Bundestagsdrucksache 19/16693), und wenn ja, 
für wie viele Standorte trifft dies nach Kenntnis der Bundesregierung zu 
(bitte Anzahl je Bundesland für Feuerwehren, THW etc. getrennt ange-
ben)?

a) Wer ist nach Kenntnis der Bundesregierung für die eventuelle Aus-
wahl von Dienstleistern an den jeweiligen Standorten verantwort-
lich?

b) Werden die Mitarbeiter der externen Sicherheitsdienstleister nach 
Kenntnis der Bundesregierung sicherheitsüberprüft, wenn ja, durch 
wen, und wie erfolgt dies?
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c) Bei wie vielen Sicherheitsüberprüfungen von Mitarbeitern gab es 
nach Kenntnis der Bundesregierung absolut und anteilig in den letz-
ten zehn Jahren Auffälligkeiten (bitte Anzahl nach Jahren getrennt 
angeben)?

Die Fragen 5 bis 5c werden gemeinsam beantwortet.
Für die Ausstattung des ergänzenden Katastrophenschutzes des Bundes wird 
auf die Antwort zu Frage 4 verwiesen.
Der Bundesregierung liegen keine Kenntnisse dahingehend vor, dass die THW-
Standorte durch externe Sicherheitsdienste gesichert sind.

 6. Bei wie vielen Standorten mit Ausstattung des ergänzenden Katastro-
phenschutzes gab es nach Kenntnis der Bundesregierung in den letzten 
zehn Jahren Einbrüche oder Einbruchsversuche (bitte auch die Fragen 6a 
bis 6g je Bundesland für Feuerwehren, THW etc. getrennt angeben)?

a) Wie viele dieser Einbrüche oder Einbruchsversuche wurden nach 
Kenntnis der Bundesregierung aufgeklärt?

b) Bei wie vielen dieser Einbrüche oder Einbruchsversuche wird nach 
Kenntnis der Bundesregierung noch ermittelt?

c) Bei wie vielen dieser Einbrüche oder Einbruchsversuche wurde nach 
Kenntnis der Bundesregierung ein Bezug zur Clan-Kriminalität oder 
zur Organisierten Kriminalität festgestellt?

d) Bei wie vielen dieser Einbrüche oder Einbruchsversuche wurde nach 
Kenntnis der Bundesregierung der Standort von externen Sicherheits-
dienstleistern gesichert?

e) Welcher unmittelbare Sachschaden ergab sich nach Kenntnis der 
Bundesregierung aus diesen Einbrüchen oder Einbruchsversuchen?

f) Welche Ausrüstungsgegenstände des ergänzenden Katastrophen-
schutzes wurden bei den Einbrüchen nach Kenntnis der Bundesregie-
rung entwendet, und liegen der Bundesregierung Informationen über 
den weiteren Verbleib oder Gebrauch der Gegenstände, z. B. bei Fol-
geeinbrüchen in Banken, Museen etc. vor?

g) Welche bei den Einbrüchen entwendeten Ausrüstungsgegenstände 
des ergänzenden Katastrophenschutzes wurden nach Kenntnis der 
Bundesregierung wieder sichergestellt?

Die Fragen 6 bis 6g werden gemeinsam beantwortet.
Für die Ausstattung des ergänzenden Katastrophenschutzes des Bundes wird 
auf die Antwort zu Frage 4 verwiesen.
Eine Meldepflicht für die Länder über Einbrüche, Einbruchsversuche und ent-
standene Schäden an den Standorten der ergänzenden Ausstattung des Bundes 
besteht nicht.
Eine bundesweite Statistik über Einbrüche, Einbruchsversuche und entstandene 
Schäden an den THW-Standorten wird nicht geführt. Daher liegen der Bundes-
regierung keine Kenntnisse über die Anzahl der Einbrüche, Einbruchsversuche 
und entstandenen Schäden an den Standorten der ergänzenden Ausstattung des 
Bundes und an den THW-Standorten vor.
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 7. Bei wie vielen Herstellern, bei denen der Bund Spezialgerät des ergänz-
enden Katastrophenschutzes beschafft, wurden nach Kenntnis der 
Bundesregierung in den letzten zehn Jahren wie viele Einbrüche oder 
Einbruchsversuche festgestellt?

a) Wie viele dieser Einbrüche oder Einbruchsversuche wurden nach 
Kenntnis der Bundesregierung aufgeklärt?

b) Bei wie vielen dieser Einbrüche oder Einbruchsversuche wird nach 
Kenntnis der Bundesregierung noch ermittelt?

c) Bei wie vielen dieser Einbrüche oder Einbruchsversuche wurde nach 
Kenntnis der Bundesregierung ein Bezug zur Clan-Kriminalität oder 
zur Organisierten Kriminalität festgestellt?

d) Bei wie vielen dieser Einbrüche oder Einbruchsversuche wurde nach 
Kenntnis der Bundesregierung das Firmengelände von externen Si-
cherheitsdienstleistern gesichert?

e) Welcher unmittelbare Sachschaden ergab sich nach Kenntnis der 
Bundesregierung aus diesen Einbrüchen oder Einbruchsversuchen?

f) Welche Ausrüstungsgegenstände des ergänzenden Katastrophen-
schutzes wurden bei den Einbrüchen nach Kenntnis der Bundesregie-
rung entwendet, und liegen der Bundesregierung Informationen über 
den weiteren Verbleib oder Gebrauch der Gegenstände, z. B. bei Fol-
geeinbrüchen in Banken, Museen etc., vor?

g) Welche bei den Einbrüchen entwendeten Ausrüstungsgegenstände 
des ergänzenden Katastrophenschutzes wurden nach Kenntnis der 
Bundesregierung wieder sichergestellt?

Die Fragen 7 bis 7g werden gemeinsam beantwortet.
Der Bundesregierung liegen hierzu keine Kenntnisse vor.

 8. Sieht die Bundesregierung durch Einbrüche oder Einbruchsversuche an 
den genannten Standorten oder bei Herstellerunternehmen kurz- oder 
langfristig die Einsatzbereitschaft des ergänzenden Katastrophenschutzes 
gefährdet, und wenn nein, wie begründet die Bundesregierung ihre An-
sicht?

Auf die Antworten zu den Fragen 6 und 7 wird verwiesen.
Grundsätzlich geht die Bundesregierung davon aus, dass etwaige einzelne 
Diebstähle über die bestehenden Marktmechanismen so zeitnah kompensiert 
werden können, dass die Einsatzbereitschaft in den zuständigen Ländern sicher-
gestellt ist.

 9. Liegen der Bundesregierung Informationen vor, die auf eine Zunahme 
von Einbrüchen oder Einbruchsversuchen bei Feuerwehren, Krankenhäu-
sern, Kasernen, Gerichten, Museen oder anderen öffentlichen Einrichtun-
gen in den letzten fünf Jahren hindeuten, und wenn ja, wie erklärt sich 
die Bundesregierung diese Zunahme, und kann sie diese Zunahme quan-
tifizieren (bitte nach Feuerwehren, Museen etc. getrennt auflisten)?

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Erkenntnisse vor.
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10. Sieht die Bundesregierung einen Zusammenhang zwischen einer mögli-
chen Zunahme von Einbrüchen oder Einbruchsversuchen bei Feuerweh-
ren, Krankenhäusern, Kasernen, Gerichten, Museen oder anderen öffent-
lichen Einrichtungen in den letzten fünf Jahren und der physischen Ge-
walt (vgl. Antrag der Fraktion der AfD auf Bundestagsdrucksache 
19/27852), der sich auch die Einsatzkräfte selbst zunehmend ausgesetzt 
sehen?

Wenn ja, beabsichtigt die Bundesregierung, diese Problematik anzugehen 
(bitte ausführen)?

Auf die Antwort zu Frage 9 wird verwiesen.
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